Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/190 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 22. Dezember 1969 

III/l — 68070 — E — Ha 7/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Haushaltsrecht in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates 

zur Verlängerung der Haushaltsordnung über die Auf- 
stellung und Ausführung des Haushaltsplans der Euro- 
päischen Gemeinschaften und über die Verantwortung der 
Anweisungsbefugten und der Rechnungsführer für 1970 

zur Durchführung der Rechnungslegung und Rechnungs- 
prüfung. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsvorschläge 
durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war den Kommissionsvorschlägen nicht bei- 
gefügt. 


Brandt 


Druck: Bonner Universitats-Buchdrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung 

zur Verlängerung der Haushaltsordnung über die Aufstellung 
und Ausführung des Haushaltsplans der Europäischen Ge- 
meinschaften und über die Verantwortung der Anweisungs- 
befugten und der Rechnungsführer für 1970 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf die Haushaltsordnung vom 30. Juli 
1968 über die Aufstellung und Ausführung des 
Haushaltsplans der Europäischen Gemeinschaften 
und über die Verantwortung der Anweisungsbefug- 
ten und der Rechnungsführer, insbesondere auf Ar- 
tikel 71 dieser Haushaltsordnung, in dem die Gel- 
tungsdauer auf den 31. Dezember 1969 begrenzt 
wird, 

auf Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, 

in der Erwägung, daß die Haushaltsordnung 
Nr. 68/31 3/EWG/EURATOM/EOKS bis zur Aufstel- 
lung der endgültigen Haushaltsordnung bis zum 
31. Dezember 1970 verlängert werden muß — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Einziger Artikel 

Die am 30. Juli 1968 erlassene Haushaltsord- 
nung über die Aufstellung und Ausführung des 
Haushaltsplanes der Europäischen Gemeinschaften 
und über die Verantwortung der Anweisungsbefug- 
ten und der Rechnungsführer wird bis zum 31. De- 
zember 1970 verlängert. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung 

zur Durchführung der Rechnungslegung und Rechnungsprüfung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 209, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Ar- 
tikel 183, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, insbe- 
sondere auf Artikel 78.7, 

gestützt auf den Vertrag zur Einsetzung eines 
Gemeinsamen Rates und einer Gemeinsamen Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 20 des Vertrages zur Einsetzung eines 
Gemeinsamen Rates und einer Gemeinsamen Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften sieht vor, 
daß der Verwaltungshaushaltsplan der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl, der Haushalts- 
plan der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Verwaltungshaushaltsplan der Europäischen 
Atomgemeinschaft durch einen gemeinsamen Haus- 
haltsplan der Europäischen Gemeinschaften ersetzt 
werden. Deshalb müssen die Haushaltsordnungen 
zur Durchführung der Rechnungslegung und Rech- 
nungsprüfung vereinheitlicht werden. 

Da die Vereinheitlichung der vorgenannten Haus- 
haltsordnungen so schnell wie möglich erfolgen 
muß, ist es erforderlich, vorläufig auf die bestehen- 
den Bestimmungen, an denen die notwendigen Än- 
derungen vorzunehmen sind, zurückzugreifen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

TITEL I 

V erwaltungshaushaltsplan 

Artikel 1 

Die Kommission erstellt binnen zwei Monaten 
nach Ablauf der Ausführungsperiode des Haus- 
haltsplans die Haushaltsrechnung der Gemeinschaf- 
ten. In dieser Rechnung sind für jedes Organ der 
Gemeinschaften alle Einnahmen und Ausgaben des 
abgelaufenen Haushaltsjahres auszuweisen. Die 
Haushaltsrechnung hat dieselbe Form und dieselben 
Untergliederungen wie der Haushaltsplan. 

Artikel 2 

Für jede Einnahmen- und Ausgabengruppe ist aus 
der Rechnung vor allem folgendes ersichtlich: 


— einerseits 

a) die Mittelansätze des Haushaltsplans, 
die Mittelübertragungen, 

die im Laufe des Haushaltsjahres bereitgestell- 
ten Mittel, 

b) die zum 31. Dezember des abgelaufenen Haus- 
haltsjahres eingegangenen Mittelbindungen, 

c) die zum gleichen Zeitpunkt sowie am Ende der 
Ausführungsperiode des Haushalts geleisteten 
Zahlungen, 

d) die am Ende der Ausführungsperiode des Haus- 
haltsplanes noch zu leistenden Zahlungen, 

e) die nicht verwendeten Ausgabenmittel; 

— andererseits 

a) die Einnahmenansätze, 

b) die festgestellten Ansprüche, 

c) die eingezogenen Beträge, 

d) die Beträge, die am Ende der Ausführungs- 
periode des Haushaltsplans noch einzuziehen 
sind. 

Der Rechnung ist beizufügen: 

— eine Übersicht über den Stand der Finanzbeiträge 
der einzelnen Mitgliedstaaten, 

— eine Übersicht über die Mittelübertragungen 
innerhalb des Haushaltsplans, 

— eine Übersicht über die in Ausführung des Plans 
gemäß Artikel 182 des EAG-Vertrages geleiste- 
ten Zahlungen. 

Artikel 3 

Die Kommission erstellt innerhalb der in Artikel 1 
vorgesehenen Frist die Übersicht über das Ver- 
mögen und die Schulden der Gemeinschaften zum 
31. Dezember des abgelaufenen Haushaltsjahres. Die- 
ser Übersicht ist eine zum gleichen Zeitpunkt aufge- 
stellte Kontenbilanz beigefügt, welche die Konten- 
bewegungen und Salden wiedergibt. 

Artikel 4 

Binnen einem Monat nach Abschluß der Ausfüh- 
rungsperiode des Haushaltsplans teilt jedes Organ 
der Kommission die Angaben mit, die sie für die 
Erstellung der Haushaltsberechnung und der Ver- 
mögensübersicht benötigt. 

Artikel 5 

Jedes Organ übermittelt dem Kontrollausschuß 
vierteljährlich die Buchungsbelege oder deren be- 
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glaubigte Abschriften. Die Haushaltsrechnung und 
die Vermögensübersicht werden dem Kontrollaus- 
schuß innerhalb der in Artikel 1 genannten Frist 
vorgelegt. 

Artikel 6 

Durch die Prüfung, die anhand der Rechnungs- 
unterlagen und erforderlichenfalls an Ort und Stelle 
durchzuführen ist, stellt der Kontrollausschuß die 
Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Einnah- 
men und Ausgaben im Hinblick auf die Verträge, 
den Haushaltsplan, die Haushaltsordnungen und alle 
in Durchführung des Vertrages getroffenen Maß- 
nahmen fest und überzeugt sich von der Wirtschaft- 
lichkeit der Haushaltsführung. 

Artikel 7 

Der Kontrollausschuß achtet darauf, daß alle De- 
pot- und Kassenbestände in Wertpapieren und Mit- 
teln anhand von Bescheinigungen, die von den ver- 
wahrenden Stellen zu unterzeichnen sind, oder an- 
hand von amtlichen Feststellungsvermerken über 
den Kassen- und Wertpapierbestand geprüft wer- 
den. Er kann derartige Prüfungen selbst vorneh- 
men. 

Artikel 8 

Die Kommission und die anderen Organe der Ge- 
meinschaften gewähren dem Kontrollausschuß jede 
Unterstützung, die dieser zur Erfüllung seiner Auf- 
gaben für erforderlich hält. Sie halten insbesondere 
zu seiner Verfügung alle Bücher und den Kassen- 
und Sachbestand, Buchungsunterlagen, Belege und 
Bestandsverzeichnisse, die er zur Prüfung der Haus- 
haltsrechnung anhand der Rechnungsunterlagen 
oder an Ort und Stelle für erforderlich hält. 

Artikel 9 

Die Bemerkungen, die dem Kontrollausschuß zur 
Aufnahme in den in Artikel 206 des EWG-Ver- 
trags, Artikel 180 des EAG-Vertrags und Artikel 78 d 
des EGKS-Vertrags vorgesehenen Bericht geeignet 
erscheinen, werden der Kommission und den betrof- 
fenen Organen zur Kenntnis gebracht. Deren Stel- 
lungnahme zu den Bemerkungen werden dem Kon- 
trollausschuß und der Kommission gleichzeitig über- 
mittelt. 

Artikel 10 

Der Kontrollausschuß erstellt seinen Bericht über 
die Haushaltsrechnung für das abgelaufene Haus- 
haltsjahr bis zum 15. Juli. 


Innerhalb dieser Frist bringt er seine Bemerkun- 
gen zur Vermögensübersicht vor. Die Kommission 
legt dem Rat und dem Europäischen Parlament spä- 
testens am 15. September die Haushaltsrechnung, 
die Vermögensübersicht und den Bericht des Kon- 
trollausschusses mit den Stellungnahmen zu dessen 
Bemerkungen vor. 

Artikel 11 

Der Rat erteilt der Kommission bis zum 31. De- 
zember Entlastung zur Ausführung des Haushalts- 
plans. Kann dieser Termin nicht eingehalten wer- 
den, so teilt der Rat der Kommission und dem Par- 
lament die Gründe für den Aufschub der Entlastung 
mit. 

TITEL II 

Forschungs- und Investitionshaushaltsplan 

Artikel 12 

Die Einnahmen und Ausgaben im Rahmen des 
Forschungs- und Investitionshaushaltsplans werden 
in einer getrennten Haushaltsrechnung ausgewiesen, 
die innerhalb der gleichen Fristen und zu denselben 
Bedingungen, wie sie in dieser Haushaltsordnung 
für den Verwaltungshaushaltsplan aufgestellt wor- 
den sind, erstellt, vorgelegt und geprüft wird. 

Außer den in Artikel 2 genannten Angaben sind 
aus dieser Haushaltsrechnung ersichtlich: 

— • einerseits 

a) die Höhe der von der Gemeinschaft gewährten 
Darlehen, 

b) die im Rahmen der begebenen Anleihen erfolg- 
ten Tilgungen und die Anleihenbelastungen; 

— andererseits 

a) die Höhe der Anleihen, 

b) die Höhe der im Rahmen der Darlehen erfolgten 
Tilgungen und Zinszahlungen. 

Der Haushaltsrechnung ist beizufügen: 

— eine Übersicht über den Stand der von den Ge- 
meinschaften begebenen Anleihen und der von 
ihr gewährten Darlehen. 

Schlußbestimmung 

Artikel 13 

Die Bestimmungen dieser Haushaltsordnung gel- 
ten für die Haushaltsjahre 1968 und 1969. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen der Rates 
Der Präsident 
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